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Fluchtursachen wollen wir mit außen-, 

sicherheits- und entwicklungs-politischen 

Initiativen bekämpfen. Es ist unser Ziel, 

zerfallende Staaten zu stabilisieren und Gewalt 

und Bürgerkriege einzudämmen. Wir setzen 

uns darum für eine neue Abrüstungsinitiative, 

den Ausbau der Entwicklungs-zusammenarbeit, 

faire internationale Handelsbeziehungen und 

für die weltweite Achtung der Menschenrechte 

ein. Geflüchteten Menschen wollen wir 

frühzeitig dort helfen, wo sie sich zunächst in 

Sicherheit gebracht haben. Das 

Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen 

(UNHCR) benötigt dafür eine angemessene 

Ausstattung und kontinuierliche Finanzierung. 

Deutschland hat seine Ausgaben für 

Entwicklungszusammenarbeit seit 2005 von 3,9 

Milliarden auf 8,5 Milliarden in diesem Jahr mehr als 

verdoppelt. Ein beachtlicher Teil dieser Mittel wird 

zur Fluchtursachenbekämpfung eingesetzt und trägt 

dazu bei, dass Menschen in ihrer angestammten 

Heimatregion bleiben können. 

Unsere besonderen Bemühungen gelten dem 

Kontinent Afrika. Viele afrikanische Länder gehören 

zu den ärmsten der Welt.  Überbevölkerung und 

Korruption machen oftmals alle Anstrengungen zur 

Besserung der Lage wieder zunichte. Afrika benötigt 

Hilfe gegen Hunger, Unterstützung für berufliche 

Bildung, insbesondere von Frauen, Schutz gegen 

Klimawandel, für den Aufbau von Rechtstaatlichkeit 

und Sicherheit und vieles mehr. Mit einigen Ländern 

Afrikas arbeiten wir in Form von 

Migrationspartnerschaften zusammen. 

Aus eigener Kraft wird Afrika die Wende nicht 

schaffen. Deshalb hat die Bundesregierung die 

Initiative zu einem „Compact“ mit Afrika im Rahmen 

ihrer G20-Präsidentschaft ergriffen. Deshalb werben 

wir bei unseren Freunden 

und Verbündeten für mehr Engagement auf dem 

afrikanischen Kontinent. 

CDU und CSU schlagen einen Marshall-Plan mit Afrika 

vor. Ein solcher moderner Marshall-Plan des 21. 

Jahrhunderts soll die Empfänger in Afrika zu 

eigenverantwortlichem unternehmerischen Handeln 

befähigen. Gemeinsam mit der Afrikanischen Union 

wollen wir erreichen, dass eine neue mittelständische 

Kultur der Selbstständigkeit entsteht. 

Unser Marshall-Plan mit Afrika soll eine breite Welle 

der Unterstützung auch in anderen Ländern auslösen. 

Dabei sollen vor allem auch private Investitionen 

mobilisiert werden. 

Die beste Flüchtlingspolitik ist und bleibt diejenige, die 

Menschen davor bewahrt, ihre Heimat verlassen zu 

müssen. Eine Politik, die daran arbeitet, die strukturellen 

Ursachen der Zerstörung von Lebensgrundlagen 

langfristig zu beheben. In der globalisierten Welt hilft es 

dabei wenig, wenn alle mit dem Finger auf die anderen 

zeigen. Fluchtursachenbekämpfung heißt deshalb für uns 

GRÜNE zunächst, nach der eigenen Verantwortung zu 

fragen. 

Wir in Europa exportieren Rüstungsgüter in 

Krisengebiete, überfischen die Weltmeere und nehmen 

in Kauf, dass unsere Agrarexporte andernorts die 

Existenzgrundlage von Bäuerinnen und Bauern zerstören. 

Die Ursachen von Flucht und Vertreibung lassen sich 

weder mit höheren Zäunen noch mit Patrouillenbooten 

oder durch Pakte mit Autokraten lösen. Wir GRÜNE 

setzen uns deshalb für eine kohärente internationale 

Politik ein und fordern strukturelle Reformen in 

Bereichen wie Handel, Landwirtschaft, Energie, Fischerei, 

Außenpolitik und Klimaschutz, wie sie die nachhaltigen 

Entwicklungsziele vorgeben. Wir werden die ärmsten 

Staaten bei der Anpassung an Klimaveränderungen 

entschieden unterstützen. Und wir brauchen eine faire 

Handelspolitik. Rüstungsexporte in Krisengebiete und an 

Staaten mit hochproblematischer Menschenrechtslage 

werden wir stoppen. 

Die EU muss mehr zur Bewältigung der Krisen und Kriege 

beitragen, vorrangig im Rahmen der Vereinten Nationen. 

Zivile Krisenprävention wird daher ein zentrales Feld 

grüner internationaler Politik bleiben. Um Menschen zu 

helfen, die sich bereits auf den Weg gemacht haben, 

muss die deutsche humanitäre Hilfe in einer krisenhaften 

Zeit wie dieser auf weit über eine Milliarde Euro 

stabilisiert werden und UN-Hilfsorganisationen wie das 

World Food Programme brauchen zudem eine dem 

Bedarf entsprechende stabile Finanzierung. Länder wie 

Jordanien, Türkei, Pakistan, Libanon, Äthiopien oder 

Kenia nehmen weltweit die meisten Flüchtlinge auf. Die 

internationale Gemeinschaft darf diese Länder aus 

humanitären Gründen nicht im Stich lassen. 

DIE LINKE will die Ursachen von Flucht und 

Vertreibung bekämpfen, anstatt Flüchtende zu 

bekämpfen und deren Fluchtwege zu 

blockieren. Im Zentrum steht das Recht, nicht 

migrieren zu müssen. Fluchtursachen sind 

vielfältig. Fast immer hängen sie mit der 

weltweiten Ungleichheit zwischen Arm und 

Reich zusammen. Diese Ungleichheit wächst 

durch Ausbeutung in unfairen 

Handelsbeziehungen, das Erstarken der großen 

Agrarkonzerne, rücksichtslos agierende 

transnationale Konzerne und den durch die 

Industrieländer in erster Linie zu 

verantwortenden Klimawandel. Die 

Bundesrepublik Deutschland stützt und 

verschärft oft bestehende Konflikte – indem 

Waffenexporte in Krisengebiete genehmigt und 

indem selbst undemokratische Regime 

unterstützt werden, nur damit sie Fluchtwege 

versperren (vgl. Kapitel XVI »Für ein Europa der 

Menschen«). 

DIE LINKE kämpft für eine solidarische, 

gerechte Weltwirtschaftsordnung, gegen Krieg 

und Rüstungsexporte, gegen Landraub, für faire 

Produktionsverhältnisse, für Demokratie und 

Menschenrechte, weltweit. Geflüchtete sollen 

das Recht auf soziale, kulturelle und 

demokratische Teilhabe in unserem Land 

haben. 
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In der Flüchtlingspolitik sollen alle EU-

Mitgliedsstaaten Verantwortung übernehmen. 

Wir wollen eine solidarische Verteilung der 

Aufgaben für Flüchtlingshilfe und eine 

einheitliche Entscheidungspraxis in der 

Europäischen Union. Wir akzeptieren nicht 

länger, dass sich einzelne Mitgliedstaaten dem 

gemeinsam beschlossenen europäischen 

Asylsystem verweigern. Wir werden es so 

weiter entwickeln, dass es den aktuellen 

Anforderungen gerecht  

wird.  

Staaten, die Flüchtlinge aufnehmen, sollen 

Unterstützung erhalten, zum Beispiel für den 

Ausbau von Gemeindeeinrichtungen, Schulen 

oder für die medizinische Versorgung. Staaten, 

die sich verweigern, sollen deutliche Nachteile 

erfahren. Solidarität ist die Basis der  

europäischen Zusammenarbeit.  

Um darüber hinaus Anreize für eine freiwillige 

Aufnahme von Flüchtlingen zu schaffen, wollen 

wir finanzielle Unterstützung aus dem 

europäischen Haushalt für die Länder, die eine  

Hauptlast bei der Flüchtlingsaufnahme tragen. 

Wenn nicht nur die entstandenen Integrations- 

und Unterbringungskosten erstattet, sondern 

darüber hinaus Infrastrukturgelder zur 

Verfügung gestellt werden, die auch der 

Bevölkerung im Land zugutekommen, kann die 

Bereitschaft zur Aufnahme von Flüchtlingen 

gesteigert werden. Eine menschenwürdige 

Unterbringung muss dabei gewährleistet 

werden. 

Europa hat eine gemeinsame Verantwortung 
für Flüchtlinge, die verfolgt oder in großer Not 
sind und somit einen Schutzanspruch haben. 
Hier müssen alle europäischen Staaten ihrer 
Verantwortung nachkommen. Die EU muss das 
auf unser Drängen beschlossene europäische 
Ein- und Ausreiseregister schnellstmöglich 
umsetzen, damit wir wissen, welche 
Drittstaatsangehörigen sich bei uns aufhalten, 
und um terroristischen Gefährdern und 
Schleppern leichter das Handwerk zu legen. 

Alle europäischen Staaten müssen ihrer 

Verantwortung in Europa und der EU gerecht 

werden. Eine menschenrechtliche 

Flüchtlingspolitik muss die Beseitigung von 

Fluchtursachen, die Schaffung sicherer und 

legaler Fluchtwege nach Europa und die 

Seenotrettung im Fokus haben. 

Wir kämpfen für eine 

menschenrechtskonforme und rechtsstaatliche 

EU-Flüchtlingspolitik, die sich durch einen 

fairen Zugang zum Asylverfahren auszeichnet 

und die Gewährleistungen der Genfer 

Flüchtlingskonvention umsetzt. Die 

Mitgliedstaaten der EU müssen sich die 

Verantwortung für schutzsuchende Menschen 

fair und solidarisch teilen, damit Staaten an den 

EU-Außengrenzen wie Italien und Griechenland 

entlastet werden. Im Rahmen eines 

europäischen Verteilungsmechanismus müssen 

die familiären Bindungen von Flüchtlingen, 

Sprachkenntnisse, berufliche Qualifikation und 

Chancen auf dem Arbeitsmarkt berücksichtigt 

werden. Wir halten das für den richtigen Weg 

für eine schnelle Integration und werden 

darum mit den EU-Partnerinnen und Partnern 

ringen, auch in dem Wissen, dass das noch ein 

weiter Weg ist. Dazu gehört, europaweit 

einheitliche Asylverfahren mit hohem 

Schutzstandard zu implementieren. Der 

drohenden Aushöhlung menschenrechtlicher 

Standards bei der Reform des Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems stellen wir uns 

entgegen. Das Dublin-System hat von Anfang 

an nicht richtig funktioniert. Wir wollen ein 

neues, solidarisches System, das auf einer 

gerechten Verantwortungsteilung unter den 

Mitgliedstaaten basiert. 

Das EU-Dublin-System ist gescheitert. Wir 

setzen uns für ein faires und solidarisches 

System der Flüchtlingsaufnahme und 

Verantwortungsteilung in der EU ein. Ein 

Ausgleich soll vor allem finanziell hergestellt 

werden (»Fluchtumlage«). Wir wollen das 

Prinzip der freien Wahl des Mitgliedsstaates für 

die Geflüchteten. 
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Die Außengrenzen müssen besser vor illegalen 

Grenzübertritten geschützt werden. Dieser 

Schutz ist die Bedingung für offene Grenzen 

und für Freizügigkeit im Inneren der EU. Wir 

wollen daher das Mandat und die Arbeit von 

Frontex, der europäischen Agentur für die 

Grenz- und Küstenwache, stärken. Dabei 

werden wir dafür Sorge tragen, dass die 

Gefahren für Flüchtende reduziert und das 

Gebot der Nicht-Zurückweisung eingehalten 

wird. Zusätzlich setzen wir uns für ein 

europäisches Seenotrettungsprogramm ein. 

Wir müssen das Sterben im Mittelmeer 

beenden. 

Europa muss seine Außengrenzen wirksam 

gegen illegale Migration schützen, die 

Grenzschutzagentur Frontex stärken und das 

Europäische Asylsystem vollenden. Bis der 

Schutz der EU-Außengrenzen funktioniert, 

halten wir an Binnengrenzkontrollen fest. 

Es ist eine gesamteuropäische Aufgabe, die 

Kontrolle an den Außengrenzen sicherzustellen 

und damit zu gewährleisten, dass wir wissen, 

wer im Land ist. Dabei setzen wir auf eine 

europäische Grenzkontrolle, die den 

gemeinsamen Schutz der Menschenrechte zur 

Grundlage hat sowie das Vertrauen in das 

Schengen-System stärkt. Statt Grenzen 

dichtzumachen oder auszulagern, setzen wir 

auf legale und sichere Zugangswege, etwa 

durch Kontingente der EU bei der Aufnahme 

von Geflüchteten. Wir werden auf die zügige 

und bereits beschlossene Umverteilung 

innerhalb Europas drängen. Hier müssen vor 

allem die vielen auf der Flucht getrennten 

Familien im Fokus des politischen Handelns 

stehen. Zudem werden wir die humanitäre 

Hilfe und finanzielle Unterstützung für 

Geflüchtete in der Türkei aus bauen. Dabei 

werden wir sicherstellen, dass diese Gelder 

auch wirklich den flüchtlingssolidarischen NGOs 

und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen 

zugutekommen 

Die Grenzen der EU müssen für schutzsuchende 

Menschen offen sein, es muss sichere und 

legale Fluchtwege geben. 
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Kooperationen und Abkommen mit 

Drittstaaten eröffnen uns Chancen, die illegale 

Migration nach Europa und Deutschland 

einzudämmen. Grundvoraussetzung für uns: 

Menschenrechte werden geachtet und die 

Genfer Flüchtlingskonvention wird eingehalten. 

Asylverfahren werden grundsätzlich weiterhin 

auf europäischem Boden durchgeführt. Entlang 

der Fluchtrouten wollen wir außerdem 

Anlaufstellen schaffen. Dort soll es nicht nur 

Nahrung und medizinische Versorgung geben, 

sondern auch Beratungsangebote. Wir wollen 

den Menschen aufzeigen, welche Alternativen 

es für sie zur Flucht gibt. 

Europa muss Abkommen nach dem Vorbild des 

EU-Türkei-Abkommens auch mit anderen 

Ländern in der Region und im nördlichen Afrika 

schließen. Wir müssen verhindern, dass 

tausende Flüchtlinge von gewissenlosen 

Schleppern durch halb Afrika geschleust 

werden, um dann auf dem Mittelmeer elend zu 

ertrinken. 

Die falsche Politik des EU-Türkei-Deals darf 

keine Blaupause für neue Abkommen mit 

Staaten in Afrika und dem Nahen Osten sein. 

Derzeit bemühen sich die europäischen 

Regierungen darum, eine Reihe weiterer 

solcher Abkommen zu schließen und die 

Grenzen damit schon weit vor Europa in Afrika 

und im Nahen Osten zu schließen. Die De-facto-

Auslagerung der europäischen Außengrenzen 

durch Migrationspartnerschaften mit Staaten, 

in denen Menschen- und Flüchtlingsrechte 

nicht gewahrt sind, lehnen wir ebenso ab wie 

die Umwidmung entwicklungspolitischer 

Gelder für menschenrechtlich problematische 

Grenzschutzprojekte. Menschenrechtswidrige 

Rücknahmeabkommen werden wir 

zurücknehmen, denn sie sind mit einer 

humanitären und modernen Asylpolitik nicht 

vereinbar. 

Das Asylrecht gerät immer wieder ins Visier 

rechter Kampagnen – und wird von einer ganz 

großen Koalition von Union über SPD bis zu den 

Grünen bereitwillig geschleift. Das ist mit uns 

nicht zu machen! Bis weit in die bürgerliche 

Mitte reichen rassistische Vorwürfe, die in den 

vergangenen Jahren besonders auf Muslime, 

schutzsuchende Roma sowie Menschen aus 

Nordafrika abzielten. Zur Abschreckung werden 

diese Menschen einem diskriminierenden und 

ausgrenzenden Regime von Schikanen 

unterworfen. Der Rechtsschutz im 

Asylverfahren wird auf vielen Wegen 

ausgehebelt. 

Zugleich errichtet die EU an ihren 

Außengrenzen ein zivil-militärisches 

Abschottungsregime, in das autoritäre Regime 

wie die Türkei ganz offen einbezogen werden. 

Dagegen wollen wir eine humane und offene 

Flüchtlingspolitik auf deutscher wie 

europäischer Ebene. Schluss mit den Schikanen 

gegen Geflüchtete. 

Die Verantwortung, die Flüchtlinge zu schützen, 

darf nicht auf Drittstaaten außerhalb der EU 

übertragen werden. Der von der Kanzlerin 

vorangetriebene EU-Türkei-Deal muss 

aufgekündigt werden. 

Die Pläne, in Nordafrika Auffanglager zu 

schaffen, lehnen wir ab. Nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention dürfen Flüchtlinge nicht 

abgewiesen werden! 
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Wer illegale Migration eindämmen will, muss 

legale Einwanderungsmöglichkeiten schaffen. 

Gemeinsam mit dem UN-

Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) wollen 

wir verstärkt über feste Kontingente 

Schutzberechtigte kontrolliert in der EU 

aufnehmen. Sie sollen nach einem fairen 

Schlüssel auf alle EU-Mitgliedstaaten verteilt 

werden. Auf legalen Wegen, ohne kriminelle 

Schlepper, ohne die Risiken lebensgefährlicher 

Fluchtrouten und mit Vorrang für Frauen, 

Kinder und Familien. Bei diesem Verfahren 

stellen die Menschen vor der Einreise nach 

Europa den Antrag. So wird im Vorfeld auch die 

Identität festgestellt und eine Registrierung 

vorgenommen. So wissen wir, wer zu uns 

kommt. Und so können wir die Integration der 

geflüchteten Menschen besser vorbereiten, 

steuern und ordnen. Zugleich behalten wir die  

Kontrolle über die Einwanderung in unser Land. 

Deshalb braucht Deutschland ein Regelwerk zur 
Steuerung von Einwanderung in den 
Arbeitsmarkt, das sich am Bedarf unserer 
Volkswirtschaft orientiert. Ein solches 
„Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“ wird die 
bereits bestehenden Regelungen 
zusammenfassen und, wo nötig, effizienter 
gestalten. Voraussetzung sind der Nachweis 
eines konkreten Arbeitsplatzes und die 
Sicherung des Lebensunterhalts. Eine 
Einwanderung in die sozialen 
Sicherungssysteme lehnen wir ab. Mit einer 
klug gesteuerten und begrenzten 
Einwanderungspolitik für Fachkräfte 
unterstützen wir die Schaffung von 
Arbeitsplätzen in Deutschland und verringern 
spürbar die Attraktivität von illegaler 
Einwanderung und Migration. 

Zweitens sorgen wir durch legale Wege dafür, 

dass Flüchtende nicht länger ihr Leben auf 

gefährlichen Fluchtrouten riskieren müssen. 

Wir werden Kontingente einrichten, wie 

beispielsweise ein großzügig angelegtes 

Resettlementprogramm, das Menschen einen 

sicheren Weg eröffnet und unter der Leitung 

des UNHCR ein fester Bestandteil der 

Flüchtlingspolitik in Deutschland wird. Der faire 

Anteil Deutschlands wird sich an dem vom 

UNHCR errechneten Bedarf ausrichten. Das ist 

unsere Untergrenze für eine humanitäre Politik. 

Auch humanitäre Visa, die Schutzbedürftigen 

ermöglichen, sicher nach Europa zu kommen 

und hier Asyl zu beantragen, können legale 

Fluchtmöglichkeiten schaffen. Resettlement ist 

eine Ergänzung zum bestehenden 

Flüchtlingsschutz der Genfer 

Flüchtlingskonvention. Das individuelle 

Asylrecht wird dadurch nicht an getastet. 

Wir streiten für legale und sichere Fluchtwege 

nach Europa. Dies würde Leben retten und das 

Geschäft der Schlepper unterbinden. 

Der aktuelle »Krieg gegen die Schlepper« ist 

allzu oft ein Krieg gegen Boote voller 

Flüchtlinge. Repression und Überwachung, 

Entmündigung und Entrechtung ziehen sich 

durch die Vorschläge der Europäischen 

Kommission. Wir brauchen eine humane 

Asylpolitik und einen ebenso zu definierenden 

Rahmen für Einwanderung in die EU. 

Fähren statt Frontex! Frontex muss abgeschafft 

und durch eine koordinierte Seenotrettung in 

europäischer Verantwortung ersetzt werden. 

Die Finanzierung und Ausbildung der libyschen 

Küstenwache im Rahmen der Operation 

EUNAVFOR Med wird eingestellt 
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Wir wollen gründliche und sorgfältige 

Asylverfahren. Zudem dauern die Verfahren 

immer noch viel zu lange. Unser Ziel bleibt, 

dass das zuständige Bundesamt besser und 

schneller entscheidet. Die dafür notwendigen 

Mittel werden wir weiterhin bereitstellen. 

 Wir wollen eine aktive Flüchtlingspolitik 

betreiben, die die Dauer der Asylverfahren 

deutlich verkürzt, damit lange Wartezeiten für 

Asylsuchende ein Ende haben und diese gut 

integriert und ihnen eine gleichberechtigte 

Teilnahme ermöglicht wird. Wir kämpfen 

entschlossen für das individuelle Grundrecht 

auf Asyl. Der uneingeschränkte Zugang zu 

einem fairen Asylrechtsverfahren muss 

garantiert sein 

Zu wenig Personal im Asyl- Bundesamt, 

Asylverfahren wurden nicht wirksam 

beschleunigt, Aufnahme- und 

Unterbringungskapazitäten von hier lebenden 

Verwandten oder zivilgesellschaftlichen 

Organisationen wurden nicht genutzt. Dieser 

Notstand war und ist kalkuliert. Der Bund hätte 

den Kommunen schnell die Kosten der 

Aufnahme von Geflüchteten erstatten müssen, 

damit es zu keinen Einschränkungen bei 

öffentlichenAngeboten vor Ort kommt (zu 

unseren Alternativen vgl. Kapitel XI »Eine 

soziale Offensive für alle«). Es braucht einen 

Kurswechsel: 

Das Grundrecht auf Asyl muss in seiner 

Substanz wiederhergestellt werden. 

Regelungen zu vermeintlich sicheren Dritt- und 

Herkunftsstaaten, die Ablehnung und 

Abschiebung von Schutzsuchenden ohne 

wirksame Einzelfallprüfung ermöglichen, 

lehnen wir ab. Sie müssen zurückgenommen 

werden. 
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Nach Angaben des UN-

Flüchtlingshochkommissariats (UNHCR) sind 

über 50 Prozent der Geflüchteten Frauen und 

Kinder. Uns ist eine geschlechtergerechte 

Unterbringung wichtig. Alleinreisende Frauen, 

Schwangere und Frauen mit Kindern wollen wir 

schützen. Das gilt auch für alleinreisende Kinder 

und Jugendliche sowie schutzsuchende queere 

Menschen. Für traumatisierte Flüchtlinge und 

ihre Kinder brauchen wir spezielle 

Hilfseinrichtungen. 

 Wir werden die Diskriminierung von Roma in 

der deutschen Asylverfahrenspraxis beenden. 

Der Antiziganismus in den Herkunftsländern 

wird in den Verfahren nicht angemessen 

berücksichtigt. 

 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Rechte der 

Sinti und Roma als vom Nationalsozialismus 

grausam verfolgte Minderheit in besonderer 

Weise geschützt werden. Die sozialen und 

ökonomischen Folgen des Holocausts und der 

auch danach fortgesetzten rassistischen 

Verfolgung sind bis heute wirksam. 

Wir wollen den Beitrag von Sinti und Roma zu 

Kultur und Wirtschaft in Deutschland einem 

breiteren Kreis von Menschen vermitteln und 

damit Vorurteilen und einer tief verankerten 

Ablehnung gegenüber dieser Minderheit 

begegnen. 
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der Familie tragen zu einer guten Integration 

bei. Deshalb werden wir die temporäre 

Aussetzung des Familiennachzugs nicht 

verlängern. 

 

 Wir wollen, dass anerkannte Geflüchtete ihre 

Familien nachholen dürfen, denn auch das hilft 

ihnen, sich zu integrieren. Auch sie haben ein 

Recht, als Familie zusammenleben zu können. 

Der Familiennachzug darf nicht behindert 

werden. Diskriminierende Deutsch-Tests beim 

Ehegattennachzug und im Aufenthaltsrecht 

wollen wir abschaffen, der Familiennachzug 

darf nicht nur auf engste Angehörige 

beschränkt werden. 
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Viele Frauen und Mädchen leiden in ihren 

Herkunftsländern unter sexualisierter Gewalt, 

Zwangsheirat oder Genitalverstümmelung. 

Deshalb wollen wir geschlechtsspezifische 

Asylgründe besser anerkennen.   

 Wir werden die Diskriminierung von Roma in 

der deutschen Asylverfahrenspraxis beenden. 

Der Antiziganismus in den Herkunftsländern 

wird in den Verfahren nicht angemessen 

berücksichtigt. 

Geschlechtsspezifische Fluchtursachen sollen 

nicht mehr nur formell als Asylgrund anerkannt 

werden, sie müssen in der (Prüf-)Praxis auch 

umfassend berücksichtigt werden (vgl. Kapitel 

XII »Linker Feminismus«). 

LSBTTIQ-Personen werden in vielen Ländern 

mit dem Tod bedroht, häufig auch in 

sogenannten sicheren Herkunftsländern. 

Verfolgung aufgrund der sexuellen oder 

geschlechtlichen Identität ist ohne 

Einschränkung als Fluchtgrund anzuerkennen, 

unabhängig vom Herkunftsland. 
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Anerkannte Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber wollen wir noch schneller 

integrieren. Wir werden die verpflichtenden 

und berufs-qualifizierenden 

Sprachkursangebote ausbauen, genauso wie 

Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsangebote. 

Wir erwarten, dass diese Angebote auch 

wahrgenommen werden. Wir wollen 

sicherstellen, dass insbesondere Frauen nicht 

durch fehlende Kinderbetreuung daran 

gehindert werden. 

Die deutsche Sprache ist ein besonders 
wichtiger Teil unserer Identität und Leitkultur. 
Wir wollen sie künftig noch stärker fördern und 
wertschätzen, als Amtssprache, als 
Kultursprache und als Umgangssprache, in der 
Familie, in der Schule und im Alltag, auf allen 
Ebenen. Dabei haben wir durch frühkindliche 
Sprachförderung, durch Sprach- und 
Integrationskurse in den vergangenen Jahren 
bereits große Fortschritte gemacht. 

Wir streben an, dass Menschen, die dauerhaft 
in Deutschland leben wollen, Deutsch lernen, 
um ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt und an 
gesellschaftlicher Teilhabe zu verbessern.  

Viele der Menschen, die bei uns Schutz vor 

Krieg und Vertreibung suchen, können in 

absehbarer Zeit nicht in ihre Heimat 

zurückkehren. Es ist unsere gemeinsame 

Aufgabe, ihnen Perspektiven zu eröffnen. Die 

Grundlage dafür sind der schnellstmögliche 

Zugang zu Integrations- und Sprachkursen ohne 

Einschränkung durch den Aufenthaltsstatus, die 

Anerkennung von Abschlüssen und 

mitgebrachten Kenntnissen sowie eine gute 

Beratungsstruktur zu Arbeitsmarktzugang und 

Wohnungssuche. 

Migrantinnen und Migranten und Geflüchtete 

müssen frühzeitig Zugang zu Integrations- und 

Sprachkursen erhalten, unabhängig von ihrem 

Aufenthaltsstatus. 

Dafür müssen Sprachkurse in ausreichender 

Zahl angeboten werden. 
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 Wir wollen verhindern, dass die erforderliche 

Integrationsarbeit für Flüchtlinge zulasten der 

Kommunen geht. Wir werden unsere Städte 

und Gemeinden bei der Finanzierung dieser 

wichtigen Arbeit weiterhin unterstützen. 

 Um Fehler der Vergangenheit zu vermeiden, 

wollen wir Ländern und Kommunen 

ausreichend Ressourcen zur Verfügung stellen, 

damit sie diese Herausforderungen gut 

bewältigen können. Nur wenn Integration von 

allen Ebenen gleichermaßen getragen wird, 

kann sie gelingen. Dieser Verantwortung wollen 

wir gerecht werden. 

Unsere Kommunen unterstützen! Sie schaffen 
die Bedingungen für eine gelingende 
Integration. Der Bund muss 100 Prozent der 
Kosten für die Aufnahme, Unterbringung 
(inklusive der Gesundheitsversorgung) und 
Integration von Geflüchteten sowie deren 
nachgezogenen Familienangehörigen 
übernehmen. 
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Wir wollen die Zahl der freiwilligen Rückkehrer 

unter den abgelehnten Asylbewerbern 

erhöhen. Um die freiwillige Ausreise weiter zu 

unterstützen, werden wir die 

Förderprogramme ausbauen. Staaten, die sich 

weigern, ihre Staatsbürger wieder 

aufzunehmen, müssen mit Konsequenzen 

rechnen – etwa im Bereich der Visaerteilung. 

 Jede Abschiebung ist mit großen menschlichen 

Härten verbunden. Deshalb möchten wir für all 

jene, die keinen Anspruch auf Asyl haben, die 

freiwillige Rückkehr stärken. 

Wir fordern ein Bleiberecht für alle Menschen 

mit unsicherem Aufenthaltsstatus, spätestens, 

wenn sie seit fünf Jahren in Deutschland leben. 

Die Praxis der sogenannten Kettenduldungen 

wollen wir zugunsten von dauerhaften 

Perspektiven abschaffen. An Stelle des 

Rückkehrmanagements fordern wir ein 

Bleibemanagement 
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Wir halten daran fest, dass  

Abschiebungen in Länder nicht erfolgen, in 

denen für die Menschen die unmittelbare 

Gefahr besteht, Opfer eines Krieges oder eines 

bewaffneten Konfliktes zu werden. Wir werden 

keine  

Menschen in Perspektivlosigkeit und 

Lebensgefahr abschieben. Da die 

Sicherheitslage in Afghanistan kein sicheres 

Leben zulässt, werden wir bis auf weiteres 

keine Abschiebungen  

nach Afghanistan durchführen. Außerdem 

werden wir eine Altfallregelung schaffen, 

sodass  

Menschen, die seit mindestens zwei Jahren in 

Deutschland leben, hier nicht straffällig 

geworden sind und Arbeit haben oder zur 

Schule gehen, nicht abgeschoben werden. 

Wir haben die Zahl derer, die kein Bleiberecht 
haben, wirksam reduziert. Wir haben Albanien, 
Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien 
Montenegro und Serbien zu sicheren 
Herkunftsländern erklärt und so die 
Asylbewerberzahlen wesentlich senken 
können. Gleiches muss für Algerien, Marokko 
und Tunesien gelten. 

- Wir haben in einem neuen Kerndatensystem 
die Daten aller Asylbewerber gespeichert und 
wirksame Maßnahmen gegen diejenigen 
ergriffen, die keinen Schutzanspruch haben. 

- Wir verstärken unsere Bemühungen, 
diejenigen zurückzuführen und gegebenenfalls 
abzuschieben, deren Anträge auf Asyl 
rechtskräftig abgelehnt werden. 

 

Weitere Asylrechtsverschärfungen und 

Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete 

lehnen wir ab. Das sind wir unserer Geschichte 

und unseren Werten schuldig. 

In vielen Fällen wird aus rechtlich verbrieften 

humanitären Gründen ein Aufenthaltstitel 

vergeben und nicht abgeschoben. Wir finden 

das richtig, halten an dieser Politik fest und 

stellen uns gegen den an Zahlen ausgerichteten 

Abschiebepopulismus der Großen Koalition. 

Sammelabschiebungen sind für uns 

inakzeptabel. Mit uns in der Bundesregierung 

wird es keine Abschiebungen in Krisenregionen 

geben, die so unsicher sind wie zum Beispiel 

Afghanistan momentan. Für uns steht das 

Schicksal des einzelnen Menschen im 

Mittelpunkt. 

Wir sind gegen Ausweisungen und 

Abschiebungen als eine Form der 

Doppelbestrafung für hier lebende 

Migrantinnen und Migranten. 
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Wir stehen zum Recht auf Asyl. Richtlinie für 

die Aufnahme von Schutzsuchenden ist und 

bleibt allein die humanitäre und rechtliche 

Verantwortung Deutschlands. Der Schutz vor 

Verfolgung und Menschenrechtsverletzungen 

darf niemals eine Frage des wirtschaftlichen 

Vorteils sein.  

Für Menschen, die bei uns in erster Linie Arbeit 

suchen, ist das Asylsystem der falsche Weg. Mit 

einem Einwanderungsgesetz regeln wir 

transparent und verständlich, wer aus 

wirtschaftlichen Gründen nach Deutschland 

einwandern darf.  

Zudem wollen wir künftig die Vielzahl 

bestehender Regelungen und Aufenthaltstitel 

bündeln, um mehr Übersichtlichkeit und 

Transparenz im deutschen Einwanderungsrecht 

zu schaffen. Wir prüfen die Möglichkeit, ob ein 

Wechsel von Asylsuchenden in das 

arbeitsmarktbezogene Aufenthaltsrecht 

umsetzbar ist. 

Deshalb braucht Deutschland ein Regelwerk zur 

Steuerung von Einwanderung in den 

Arbeitsmarkt, das sich am Bedarf unserer 

Volkswirtschaft orientiert. Ein solches 

„Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“ wird die 

bereits bestehenden Regelungen 

zusammenfassen und, wo nötig, effizienter 

gestalten. Voraussetzung sind der Nachweis 

eines konkreten Arbeitsplatzes und die 

Sicherung des Lebensunterhalts. Eine 

Einwanderung in die sozialen 

Sicherungssysteme lehnen wir ab. Mit einer 

klug gesteuerten und begrenzten 

Einwanderungspolitik für Fachkräfte 

unterstützen wir die Schaffung von 

Arbeitsplätzen in Deutschland und verringern 

spürbar die Attraktivität von illegaler 

Einwanderung und Migration. 

Wir GRÜNE haben einen Vorschlag vorgelegt, um 

das Einwanderungsrecht zu liberalisieren und zu 

entbürokratisieren, ohne die nachhaltige 

Entwicklung in anderen Ländern zu gefährden. 

Fachkräfte, deren Ideen und Motivation unser 

Land dringend braucht, sollen einfacher als bisher 

einen Arbeitsplatz in Deutschland suchen können. 

Wir werden Deutschland attraktiv machen für 

ausländische Studierende und Menschen, die in 

Deutschland eine berufliche Ausbildung 

absolvieren oder sich bei uns beruflich 

nachqualifizieren möchten. 

Grüne Migrationspolitik ist emanzipatorisch. Wir 

sehen Migration als Chance an, wenn sie richtig 

gestaltet wird. Darum müssen wir die 

Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass 

Migrant*innen bei uns erworbene Fähigkeiten 

auch wieder in ihren Herkunftsländern anwenden 

können, sodass es nicht zu einem Braindrain 

kommt. Hier lebenden Migrantinnen und 

Migranten soll es möglich sein, sich länger im 

Ausland aufzuhalten, etwa aus beruflichen 

Gründen oder um sich im Herkunftsland zu 

engagieren, ohne ihren deutschen Aufenthaltstitel 

zu verlieren. Asylsuchende und Geduldete sollen 

ihren aufenthaltsrechtlichen Status ändern 

können, wenn sie die entsprechenden 

Voraussetzungen erfüllen (Statuswechsel). Es 

macht keinen Sinn, von ihnen – wie es heute der 

Fall ist – zu verlangen, dass sie dafür zunächst im 

Herkunftsstaat ein Visumverfahren nachholen. 

Das ist eine zeitgemäße Einwanderungspolitik. 

Wir wollen, dass ein Einwanderungsgesetz durch 

die Einrichtung eines eigenständigen 

Einwanderungs- und Integrationsministeriums 

flankiert wird, in dem alle migrations, flüchtlings, 

integrationsund staatsangehörigkeitsrechtlichen 

Abteilungen zusammengefasst werden. Dies hat 

sich in grün mitregierten Bundesländern bewährt. 

Gute Ausbildung und Arbeit für alle! Gerade 

Migrantinnen und Migranten sowie Geflüchtete 

werden am Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Wir 

wenden uns gegen Ausnahmen beim 

Mindestlohn und wollen Asylbewerber und 

Geflüchtete schnell, aber fair in den 

Arbeitsmarkt integrieren. Wir lehnen Quoten, 

Kontingente und Punktesysteme ab. Sie dienen 

lediglich der Verwertungslogik des Kapitals und 

sind Instrumente einer selektiven 

Einwanderungspolitik. Die Identitätsprüfung bei 

der Ausbildungsduldung wollen wir abschaffen. 

Geflüchtete sollen bereits nach drei Monaten in 

Deutschland eine Arbeitserlaubnis bekommen. 
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Das Allgemeine Gleichbehandlungs-gesetz 

(AGG) ist vor elf Jahren in Kraft getreten. Wir 

werden es weiterentwickeln. Hierfür stärken 

wir die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

und weiten den Anwendungsbereich des AGG 

auf staatliches Handeln aus. Zudem wollen wir 

ein Verbandsklagerecht im AGG verankern.  

(Wahlprogramm WP) 

Deutschland ist heute ein modernes Land mit 

einer starken und unverwechselbaren Identität. 

Vielleicht noch stärker als zuvor. Wir haben 

unsere kulturellen Wurzeln bewahrt und 

unseren Zusammenhalt gestärkt. Bei der 

Fußballweltmeisterschaft 2006 in Deutschland 

und bei unzähligen Gelegenheiten seither 

haben Millionen Menschen aus allen Alters- 

und Gesellschaftsschichten dies eindrucksvoll 

unter Beweis gestellt: Es ist ein fröhliches, 

ungezwungenes und selbstbewusstes 

Bekenntnis zu einem Deutschland, auf das wir 

stolz sein können. Ein patriotisches Bekenntnis, 

das niemanden ausschließt und sich gegen 

niemanden richtet. In Deutschland darf kein 

Platz für Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit, 

Ausländerhass, Intoleranz oder Diskriminierung 

sein. 

Im Alltag kommt es immer noch oft zu 

Benachteiligungen gegenüber einzelnen 

Gruppen und Personen. Wir wollen daher das 

Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

reformieren und ein Verbandsklagerecht 

einführen. Außerdem muss Deutschland 

endlich die Blockadehaltung zur 5. 

Antidiskriminierungsrichtlinie der EU aufgeben. 

Wir wollen eine aktive 

Antidiskriminierungspolitik… Menschen dürfen 

nicht wegen ihrer Hautfarbe im Fokus 

polizeilicher Kontrollen stehen (racial profiling). 
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In unserem Land haben rund 20 Prozent der 

Menschen einen Migrationshintergrund. Wir 

wollen, dass sich der Anteil von Menschen mit 

familiären Einwanderungsgeschichten auch in 

der Zusammensetzung des öffentlichen 

Dienstes niederschlägt. Zielvorgaben, 

Ausbildungskampagnen und faire 

Bewerbungsverfahren unterstützen diesen 

Prozess. (WP) 

Wir stärken die interkulturelle Öffnung der 

Verwaltung durch die Weiterentwicklung des 

Integrationsgesetzes. (Zukunftsplan ZP) 

  In Verwaltung und Wirtschaft sollen 
Migrantinnen und Migranten gefördert 
werden. Eine interkulturelle Öffnung der 
Verwaltungen und Unternehmen ist 
erforderlich. 
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Die Integrationspolitik darf nicht mehr nur 

Aufgabe einer Sonderbeauftragten sein. 

Deutschland und Europa werden auch in 

Zukunft Anziehungspunkt für viele Menschen 

bleiben. Die Zuständigkeiten für Migration und 

Integration sind in der Bundesregierung auf 

viele Ministerien verteilt. Wir wollen dieses 

wichtige Zukunftsthema auch ministeriell 

stärker bündeln. Die zentrale Zuständigkeit 

dafür sollte an ein starkes Fachministerium 

angedockt werden. Wir möchten, dass 

Integration nicht sicherheitspolitisch, sondern 

gesellschaftspolitisch gedacht wird. Hierzu 

bedarf es der Herauslösung von Kompetenzen 

aus dem Innenministerium. (ZP) 

 Wir wollen, dass ein Einwanderungsgesetz 

durch die Einrichtung eines eigenständigen 

Einwanderungs- und Integrationsministeriums 

flankiert wird, in dem alle migrations, 

flüchtlings, integrations und 

staatsangehörigkeitsrechtlichen Abteilungen 

zusammengefasst werden. Dies hat sich in grün 

mitregierten Bundesländern bewährt. 

Die Zuständigkeit für Migration und Integration 
muss dem Bundesinnenministerium entzogen 
werden. Wir fordern ein Bundesministerium für 
Migration und Integration, ähnlich dem 
Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz oder der Berliner 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 
Soziales. 
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Ein modernes Staatsangehörigkeits-recht ist 

eine wesentliche Voraussetzung für Integration. 

Wir setzen uns weiterhin für die Akzeptanz von 

Mehrstaatigkeit für in Deutschland geborene 

Kinder ausländischer Eltern sowie bei 

Einbürgerungen ein. Für in Deutschland 

geborene Kinder ausländischer Eltern haben 

wir die Optionspflicht abgeschafft. Wir stehen 

weiterhin zu dem Prinzip der Mehrstaatigkeit. 

Gilt dieses Prinzip in der Einbürgerungspraxis in 

Deutschland, wollen wir durch bilaterale 

Abkommen mit anderen Staaten die 

wechselseitige Akzeptanz stärken und prüfen, 

inwiefern der Vorschlag des 

Sachverständigenrates Deutscher Stiftungen für 

Integration und Migration für ein modernes 

Staatsangehörigkeitsrecht umsetzbar ist. (WP) 

Wir treten entschieden ein für mehr 

Einbürgerung. Wer lange in Deutschland lebt, 

soll auch politisch teilhaben können. Daher 

setzen wir uns ein für die Nutzung aller 

Möglichkeiten zum Erwerb der deutschen 

Staatsbürgerschaft. (ZP) 

Die dauerhafte doppelte Staatsbürgerschaft 

muss immer die Ausnahme bleiben. Sie soll 

künftig nicht mehr über viele Generationen 

weitervererbt werden. Um dieses Ziel zu 

erreichen, wollen wir bei Bürgern, die nicht aus 

der Europäischen Union stammen, einen 

Generationenschnitt einführen. Dieser Schnitt 

soll nach der Generation der in Deutschland 

geborenen Kinder erfolgen, die durch Geburt in 

Deutschland die deutsche Staatsbürgerschaft 

erworben haben. Hierzu streben wir den 

raschen Abschluss von Vereinbarungen mit den 

hauptbetroffenen Staaten an. 

Wir setzen uns für ein liberales 

Staatsbürgerschaftsrecht ein, das nicht nur 

schnelle Einbürgerungen, sondern auch das 

sogenannte Geburtsrecht sowie die 

Mehrstaatigkeit ermöglicht. Wer in 

Deutschland geboren wird, ist für uns deutsch, 

wenn ein Elternteil einen legalen 

Aufenthaltstitel besitzt. Wir wollen die 

willkürliche Regelung, sich zwischen zwei 

Pässen entscheiden zu müssen, gänzlich 

abschaffen und das Verbot der Mehrstaatigkeit 

aus dem Staatsangehörigkeitengesetz 

streichen. 

 

Alle hier geborenen Kinder und Jugendlichen 
sollen die deutsche Staatsangehörigkeit 
erhalten und ein Recht auf Mehrstaatlichkeit 
haben – ohne die Staatsbürgerschaft der Eltern 
ablegen zu müssen. 

Wir wollen Migrantinnen und Migranten nach 
drei Jahren legalem Aufenthalt in der 
Bundesrepublik einen Rechtsanspruch auf 
Einbürgerung ermöglichen. 
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Ein zentrales Element bei der Anerkennung von 

Studien- und Berufsabschlüssen und 

Nachqualifizierung ist die Verzahnung von 

Kompetenzfeststellung und 

Arbeitsmarktintegration. Jedem und jeder soll 

eine Kompetenzfeststellung ermöglicht 

werden. Die Kosten für Anerkennungsverfahren 

werden wir sozialverträglich gestalten und 

einen Rechtsanspruch auf Beratung 

Anerkennungsverfahren festschreiben. (WP) 

 Wir wollen auch, dass Bildungs- und 

Berufsabschlüsse, genauso wie berufliche 

Kenntnisse, schneller und großzügiger 

anerkannt werden. 

Qualifikationen, die im Ausland erworben 
wurden, müssen unbürokratisch anerkannt 
werden. Bei Bedarf müssen ergänzende 
Qualifizierungen angeboten werden. 

Asylsuchende und Geduldete in Ausbildung 
brauchen eine Aufenthaltserlaubnis für die 
gesamte Dauer der Berufsausbildung. Die 
Anerkennung ausländischer Bildungs- und 
Berufsabschlüsse wollen wir vereinfachen 
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Integrationskurse sollen besser auf Zielgruppen 

ausgerichtet werden. Sie sollen außerdem 

grundsätzlich allen Asylbewerberinnen und 

Asylbewerbern sowie Geduldeten offenstehen, 

sofern nicht von vornherein klar ist, dass sie 

nicht in Deutschland bleiben. Wir wollen die 

Integrationskurse und die berufsbezogene 

Sprachförderung besser mit 

arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie der 

Berufsorientierung, der Ausbildung und der 

Beschäftigung in Betrieben verbinden. 

Auch mit dem Integrationsgesetz von 2016 

haben wir dafür die Voraussetzung geschaffen. 

Wir haben die Sprach- und Integrationskurse 

ausgeweitet und Maßnahmen zur Integration in 

den Arbeitsmarkt verbessert. 

Durch ein regelmäßiges Integrations-

Monitoring wollen wir den Erfolg unserer 

Bemühungen überprüfen und 

Fehlentwicklungen frühzeitig korrigieren. Dies 

ist im Interesse aller Beteiligten. 

Wir wollen, dass möglichst alle, die mit 

Bleibeperspektive neu nach Deutschland 

kommen, baldmöglichst ihren Lebensunterhalt 

aus eigener Kraft bestreiten können. Dazu sind 

das Erlernen der deutschen Sprache und die 

Bereitschaft zu beruflicher Bildung unerlässlich. 

Wer sich der Integration verweigert und unsere 

Rechtsordnung missachtet, muss mit 

Konsequenzen rechnen, die bis zum Verlust der 

Aufenthaltsberechtigung reichen können. 

Alle Asylsuchenden sollen sofort nach ihrer 

Ankunft damit beginnen können, Deutsch zu 

lernen, und einen Anspruch auf Teilhabe an 

den Integrationskursen erhalten. Deshalb 

wollen wir, dass Geflüchteten der Weg in die 

Arbeitswelt rasch offensteht. Dort lernen sie 

den deutschen Arbeitsalltag, einheimische 

Gepflogenheiten und hiesige Berufe kennen. 

Wir legen Wert auf frühzeitige 

Bildungsangebote und passende 

Sprachförderung. Um die Voraussetzungen für 

eine erfolgreiche Integration zu verbessern und 

dafür zu sorgen, dass eine Ausbildung nicht 

länger an einer unsicheren Bleibeperspektive 

scheitert, wollen wir, dass Asylsuchende und 

Geduldete rechtssichere Aufenthaltstitel für die 

Ausbildung und die anschließende 

Beschäftigung erhalten. Eine Differenzierung 

nach Bleiberechtsperspektiven lehnen wir ab 

 

Migrantinnen und Migranten und Geflüchtete 
müssen frühzeitig Zugang zu Integrations- und 
Sprachkursen erhalten, unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsstatus. Dafür müssen Sprachkurse 
in ausreichender Zahl angeboten werden. 

Lehrkräfte wollen wir entsprechend ihrer 
Aufgabe und Qualifikation besser bezahlen. 
Niedrigschwellige Angebote, insbesondere für 
Migrantinnen und geflüchtete Frauen, werden 
wir ausbauen. Wir werden ein 
flächendeckendes Programm auflegen, um 
Frauen dabei zu unterstützen, ein 
selbstbestimmtes Leben zu führen. 

Gute Bildung für alle! Wir werden ein 
Sofortprogramm auflegen, um zusätzliche 
Schulsozialarbeiter und Lehrkräfte auszubilden 
und einzustellen, die Deutsch als Zweitsprache 
unterrichten. Die Schulpflicht muss für alle 
Kinder bundesweit und unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus gelten, gleiches gilt für den 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung und 
Ganztagesplätze. Dabei wollen wir alle 
Bildungsangebote flexibel an längeren 
Verweildauern ausrichten. Angebote des 
Erwerbs von Qualifikationen für die 
Berufsausbildung dürfen nicht an Altersgrenzen 
gebunden sein. Bildungs- und 
Integrationsangebote wollen wir unabhängig 
vom aufenthaltsrechtlichen Status gewähren. 
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Wir wollen den Anteil von Auszubildenden mit 

familiären Einwanderungsgeschichten steigern. 

Und wir wollen mehr Studierende mit 

familiären Einwanderungsgeschichten an 

Universitäten und Fachhochschulen. Dazu 

werden wir sichere Zukunftsperspektiven für 

ausländische Studierende in Deutschland 

schaffen. Wer hier erfolgreich ein Studium 

abgeschlossen hat, soll ein dauerhaftes 

Aufenthaltsrecht erhalten.  

Wir haben dafür gesorgt, dass Schutzsuchende, 

die sich in einer dualen Ausbildung befinden, 

diese unabhängig vom Ausgang ihres 

Asylverfahrens beenden und sich danach auch 

auf dem deutschen Arbeitsmarkt bewerben 

können (3+2-Regelung). Wir werden dafür 

sorgen, dass diese auch für 

Ausbildungsbetriebe wichtige Regelung mit 

Leben erfüllt wird. Darüber hinaus prüfen wir 

eine analoge Regelung für aktiv Studierende.  

Zu unserem Land gehören alte und neue 

Deutsche, Menschen mit und ohne deutschen 

Pass, mit und ohne Migrationshintergrund. Die 

große Mehrheit ebenso wie ethnische und 

gesellschaftliche Minderheiten. Wir schließen 

niemanden aus und bitten alle, an einer guten 

Zukunft Deutschlands mitzuwirken.  

Es ist in beiderseitigem Interesse, dass 

Integration stattfindet und gelingt. So werden 

wir das Entstehen von Parallelgesellschaften 

und von Multi-Kulti verhindern. 

Einwanderinnen und Einwanderer sollen 

möglichst schnell und möglichst 

gleichberechtigt am wirtschaftlichen, am 

kulturellen, am gesellschaftlichen und am 

politischen Leben teilhaben können. Wir halten 

es daher für sinnvoll, dass auch 

Staatsangehörige eines Landes außerhalb der 

Europäischen Union (Drittstaat) mit ständigem 

Wohnsitz in Deutschland an kommunalen 

Wahlen teilnehmen können. Darüber hinaus 

setzen wir uns für weitere demokratische 

Partizipationsmöglichkeiten für Menschen mit 

ständigem Wohnsitz in Deutschland ein. 

Die Ausnahmen vom Mindestlohn und das 
Asylbewerberleistungsgesetz wollen wir 
abschaffen. Geflüchtete dürfen nicht in prekäre 
Arbeitsverhältnisse mit geringeren Rechten 
gezwungen werden. Asylsuchenden und 
Eingewanderten steht das gleiche Recht auf 
Arbeit, Grundsicherung und 
Gesundheitsversorgung wie allen anderen 
Menschen zu. 

Bestehende Arbeitsverbote müssen 
aufgehoben werden. Die Vorrangprüfung bei 
der Beschäftigung von Asylsuchenden und 
Geduldeten wollen wir abschaffen. 

Auch die Hürden und Wartefristen, um eine 
Schule besuchen zu können, müssen gestrichen 
werden. 

Wer hier lebt, soll hier wählen! Wir wollen das 
aktive und passive Wahlrecht für dauerhaft in 
Deutschland lebendem Migrantinnen und 
Migranten auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene, damit sie gleichberechtigt 
die Gesellschaft mitgestalten können. 

Mindeststandards für Unterbringung und 
Betreuung durchsetzen! DIE LINKE setzt sich 
dafür ein, dass in den Kommunen bauliche und 
soziale Mindeststandards für die Unterbringung 
und Betreuung Geflüchteter verbindlich 
festgelegt und eingehalten werden. Der Bund 
muss sich an den Kosten für Bildung und 
frühkindliche Erziehung von Geflüchteten sowie 
deren nachziehenden Familienangehörigen 
angemessen beteiligen. 
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Wir sollen mehr über die Auswirkungen von 

Ein- und Auswanderungen auf den 

gesellschaftlichen Wandel erfahren. Dafür sind 

wissenschaftsbasierte Analysen notwendig. Wir 

haben uns erfolgreich für eine nachhaltige, 

institutionelle Stärkung der Migrations- und 

Integrationsforschung und eine bessere 

Vernetzung der Forschenden eingesetzt und 

wollen dies noch weiter vorantreiben.  

Der interreligiöse Dialog und das Wissen über 

Religionen und Kulturen sind wichtig für ein 

friedliches Miteinander und gegenseitigen 

Respekt. Wer ein aufgeklärtes Wissen über die 

eigene und andere Religionen hat, ist oft 

weniger anfällig für Extremismus. Wir wollen 

daher allen Kindern Religions- und 

Ethikunterricht ermöglichen. Dabei verfolgen 

wir das Ziel, dass islamische 

Religionslehrerinnen und -lehrer sowie Imame 

an deutschen Lehrstühlen ausgebildet werden. 

Muslime und der Islam sind Teil unseres 

Landes. Wir unterstützen die organisatorische 

Entwicklung von muslimischen Gemeinden und 

Organisationen, wenn sie sich in Deutschland 

nach deutschem Recht gründen und wenn sie 

die freiheitliche demokratische Grundordnung 

achten. 

   

 

Quelle: http://www.bundestagswahl-bw.de/wahlprogramme_btwahl2017.html 
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